
11- .92'1Sder Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 

des Nationalrates XVII. Gesetzgebungsperiode 

Nr. 4b111J 

1989 -12- 0 1 

der Abgeordneten Hofer 
und Kollegen 

A n fra g e 

an den Bundesminister für Justiz 
betreffend Zusammenlegung von Bundesdienststellen in ein 

gemeinsames Bundesamtsgebäude im Bezirk Eferding (OH) 

Oie Stadtgemeinde Eferding hat das in ihrem Besitz befindliche 

Haus in Eferding p Stadtplatz 3l p bekannt als Bezirksgerichts­

gebäude~ dem Bundesministerium fUr wirtschaftliche Angelegenheiten 

zum Kauf angeboten. Es ist vorgesehen, dieses Gebäude einer 

Generalsanierung zuzuführen und als Bundesamtsgebäude für den 
Bezirk Eferding auszubauen. Neben dem Bezirksgericht und der 
Finanzamtaußenstelle sollen das Arbeitsamt, das Bezirks­
gendarmeriekommando und der Gendarmerieposten in diesem Gebäude 
untergebracht werden. Für die Bürger des Bezirkes Eferding wäre es 
von Vorteil, wenn in einem zentralen Gebäude alle Dienststellen 
des Bundes zusammengefaßt würden. Außerdem wäre diese Maßnahme ein 

wichtiger Beitrag zur Belebung des historischen Stadtkernes. 

Darüber hinaus befindet sich das genannte Gebäude in einer sehr 

günstigen zentralen Lage (Stadtplatz) mit ausreichenden Park­

plätzen, die von der Stadtgemeinde durch einen Grundankauf 

zusätzlich ergänzt werden. 

Im Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten ist 

bereits vor einer Woche der Antrag auf Erwerb dieses Gebäud~s 

eingelangt. Derzeit erfolgt die Nutzflächenabklärung mit den ins 
Auge ge faßten nutzenden Ressorts. 
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Die unterzeichneten Abgeordneten stellerl daher an den 

Bundesminister für Justiz folgende 

A n fra 9 e 

1. Sehen Sie ebenfalls die Schaffung eines gemeinsamen zentralen 

Bundesamtsgebäudes für den Bezirk Eferding als eine sinnvolle) 

wünschenswerte Maßnahme? ' 

2. Ist aus der Sicht des Justizministeriums eine Generalsanierung 

des Gerichtsgebäudes wünschenswert? 

3. Bis wann kann mit einer Bedarfsstellungnahme Ihres Ressorts an 

das Bundesministerium fUr wirtschaftliche Angelegenheiten 
gerechnet werden? 
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